
ke Einschränkung der Abwägungsmög-
lichkeiten der Kommunen zur Folge und
würde aus ökonomischer Sicht keine aus-
reichend flexible und bedarfsgerechte Al-
lokation im Raum gewährleisten. 

Instrumentenmix statt 
Flächensteuer

Einzelne ökonomische Instrumente,
wie Abgaben und Steuern oder eine öko-
logisch orientierte Erweiterung des kom-
munalen Finanzausgleichs, sind nicht in
der Lage, eine hinreichend starke Senkung
der Flächeninanspruchnahme zu bewir-
ken (SRU 2002):
❚ Um eine ausreichende quantitative

Wirkung zu entfalten, müssten die
entsprechenden Abgaben und Steuern
eine Höhe erreichen, die mit uner-
wünschten Auswirkungen auf die
wirtschaftliche Entwicklung verbun-
den wäre und jenseits der politisch
umsetzbaren Grenze liegen dürfte.

❚ Zuweisungen aus einem ökologischen
Finanzausgleich müssten, wenn sie
nicht nur in Räumen mit geringer
Siedlungsdynamik Wirkung entfalten
sollten, ebenfalls vergleichsweise hoch
ausfallen, wodurch sich erhebliche Fi-
nanzierungsprobleme ergäben.
Vor diesem Hintergrund hat der Sach-

verständigenrat für Umweltfragen in sei-
nem Hauptgutachten 2004 zur wirksamen
Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme einen Instrumentenmix empfoh-
len, der auf einer Kombination ökonomi-
scher und planerischer Instrumente
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Die hohe Rate der siedlungs- und ver-
kehrsbedingten Flächeninanspruch-

nahme von gegenwärtig etwa 110 Hektar
pro Tag gehört nach wie vor zu den unge-
lösten Umweltproblemen in Deutschland.
Ihre Auswirkungen beeinträchtigen nicht
nur wichtige Funktionen des Naturhaus-
halts sondern auch die Lebensqualität der
Menschen. 

Die hohe Rate der siedlungs- und ver-
kehrsbedingten Flächeninanspruchnah-
me von gegenwärtig etwa 110 Hektar pro
Tag gehört nach wie vor zu den ungelös-
ten Umweltproblemen in Deutschland.
Ihre Auswirkungen beeinträchtigen nicht
nur wichtige Funktionen des Naturhaus-
halts sondern auch die Lebensqualität der
Menschen. Im Rahmen des existierenden
deutschen Planungssystems konnte bis-
her allein durch planerische Mittel keine
ausreichende Steuerungswirkung zur Re-
duzierung der Flächeninanspruchnahme
erzielt werden.

Die Flächeninanspruchnahme ist auf-
grund wirtschaftlicher Stagnation in den
vergangenen Jahren etwas zurückgegan-
gen und demografische Faktoren könnten
weiterhin dazu beitragen, dass weniger
Flächen bebaut werden. Trotzdem ist das
von der Bundesregierung in ihrer Nach-
haltigkeitsstrategie formulierte Ziel, eine
Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me auf 30 Hektar pro Tag zu erreichen,
mit den gegenwärtigen Mitteln der räum-
lichen Planung nicht zu erreichen.

Eine ausschließliche Steuerung der
Flächeninanspruchnahme durch die
räumliche Planung hätte zudem eine star-

Zur Ausgestaltung handelbarer Flächenausweisungsrechte

Innovative Instrumente zur 
Steuerung des Flächenverbrauchs
Die hohe Flächeninanspruchnahme von gegenwärtig etwa 110
Hektar pro Tag gehört nach wie vor zu den ungelösten Umwelt-
problemen in Deutschland. Doch der anhaltende Flächenver-
brauch kann durch eine Kombination handelbarer Flächenaus-
weisungsrechte und planerischer Instrumente ökonomisch
effizient vermindert werden. Von Peter Michaelis

beruht (SRU 2004; v. Haaren 2005). Im
Zentrum steht dabei ein System handelba-
rer Flächenausweisungsrechte, die den
Kommunen zugewiesen werden. Diese
Rechte begrenzen die maximal ausweisba-
re Fläche durch hoheitliche Zielfestlegung
auf den übergeordneten Ebenen von Bund
und Ländern für einen bestimmten Zeit-
raum. Nicht benötigte Ausweisungsrech-
te können von den Kommunen an einer
Börse verkauft und zusätzliche Rechte dort
erworben werden. Dadurch wird eine un-
ter ökonomischen Gesichtspunkten effi-
ziente Verteilung der Flächeninanspruch-
nahme im Raum bewirkt.

Zugleich werden Innovationspotenzi-
ale zur Verwirklichung flächensparender
Nutzungen aktiviert. Für die Erstzutei-
lung der Rechte bestehen unterschiedli-
che Optionen. Grundsätzlich empfiehlt
sich eine kostenlose Zuteilung, da hier-
durch – im Gegensatz zu einer Versteige-
rung – eine zusätzliche finanzielle Belas-
tung der Kommunen vermieden und die
politische Akzeptanz des Systems erhöht
wird. Der Zuteilung können verschiede-
ne Kriterien zugrunde gelegt werden, die
jeweils unterschiedliche Steuerungsziele
repräsentieren. Welches Kriterium Ver-
wendung finden soll, ist letztendlich eine
politisch-normative Entscheidung.

Flächenhandel effizient 
gestalten

Beispielweise würde eine Zuteilung
nach der Einwohnerzahl die Flächeninan-
spruchnahme in stark verdichteten Gebie-
ten fördern. Damit würde honoriert, dass
die Kommunen in Abhängigkeit von ihrer
Einwohnerzahl Infrastrukturen bereitstel-
len müssen. Eine Zuteilung nach der je-
weiligen Fläche der Kommune würde flä-
chenreiche und häufig strukturschwache
Räume bevorzugen. Zieht man die Sied-
lungs- und Verkehrsfläche als Basis heran,
so werden bereits stark entwickelte und
gut erschlossene Räume unterstützt. Wird
hingegen die Vergangenheitsentwicklung
zugrunde gelegt, so werden Gebiete mit
hoher Dynamik gefördert. Dabei ist die
ökonomische Effizienz des Flächenhan-
dels unabhängig davon, welcher Zutei-
lungsschlüssel gewährt wird. Sie wäre



ben der Raumplanung sowie des sonsti-
gen Planungs- und Umweltrechts auch
auf kommunaler Ebene ausgefüllt wer-
den.
Nur diese Option garantiert, dass die Nut-
zungsansprüche auf die unter umwelt-
und raumplanerischen Gesichtspunkten
geeigneten Flächen konzentriert werden. 

Eine Gesamtbilanz der 
verfügbaren Flächen

Um zu verhindern, dass die ökonomi-
sche Effizienz des Flächenhandels durch
eine übermäßige Planungssteuerung
vollständig verloren geht, und um sicher-
zustellen, dass ein Spielraum für den Flä-
chenhandel verbleibt, sollte eine Gesamt-
bilanz der für die Siedlungsentwicklung
verfügbaren beziehungsweise davon aus-
genommenen Gebiete auf Landes- oder
Bundesebene geführt sowie einheitliche
Kriterien für die Ausweisung der Tabuflä-
chen vorgegeben werden. Im Rahmen
dieser Vorgehensweise würden die Vor-
teile handelbarer Flächenausweisungs-
rechte mit denen der Planungssteuerung
vereint und die Effizienz des Flächenhan-
dels nur insoweit beeinträchtigt, wie die
Möglichkeiten zur Flächeninanspruch-
nahme durch die Ausweisung von Tabu-
flächen vermindert würden.
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allerdings umso höher, je größer der
Raum wäre, in dem die Flächenauswei-
sungsrechte gehandelt werden könnte.
Idealerweise würde das System also auf
Bundesebene eingeführt werden.

Integration von 
Naturschutzaspekten

Eine reine Steuerung über Flächen-
ausweisungsrechte hätte jedoch den
Nachteil, dass raumkonkrete Umwelt-
und Naturschutzaspekte bei der Vertei-
lung der Flächeninanspruchnahme im
Raum nicht berücksichtigt werden. Des-
halb bedarf der Flächenhandel einer Flan-
kierung durch die Raumplanung, die ihn
gleichsam zähmen muss. In Kombina-
tion mit der Landschaftsplanung ist sie
das geeignete Instrument für eine Be-
rücksichtigung von raumkonkreten Um-
welt- und Naturschutzaspekten. In der
Frage nach der sinnvollen Kombination
von Flächenhandel und Raumplanung
liegt eine der entscheidenden konzeptio-
nellen Herausforderungen.

Für eine Einflussnahme der Raumpla-
nung im Zusammenspiel mit dem Flä-
chenhandel gibt es zwei Ansatzpunkte.
Zum einen wäre es möglich, dass sich
die Erstzuteilung der Flächenauswei-
sungsrechte an raumordnerischen Krite-
rien orientiert. Diese Option wird häufig
in Betracht gezogen, ist jedoch nicht zu
empfehlen. Denn Gemeinden mit einem
hohen Anteil umweltempfindlicher oder
für den Natur- und Umweltschutz be-
deutsamer Flächen würden im Rahmen
dieser Variante nur eine geringere An-
zahl von Flächenausweisungsrechten er-
halten. Diese Gemeinden würden damit
von Anfang an benachteiligt und den-
noch nicht einmal daran gehindert, wert-
volle Flächen in Anspruch zu nehmen.
Zum anderen, und dies ist die vorzuzie-
hende Option, könnte die Raumplanung
auf Grundlage der Landschaftsplanung
Flächen vorgeben, auf denen eine Sied-
lungsentwicklung nicht oder nur unter
Einschränkungen stattfinden darf, soge-
nannte ökologische Tabuflächen.

Der damit abgesteckte Rahmen könn-
te anschließend durch qualitative Festle-
gungen der Nutzungen nach den Vorga-
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